t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7105253/2019

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die RichterinRi in der Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf]-
Adr*** vertreten durch SKT-Treuhand Schlick-Kornfeind- Thalhammer Wirtschaftsprifung und
Steuerberatung Gesellschaft m.b.H., Dornbacher StraRe 45, 1170 Wien, liber die Beschwerde
vom 30. Janner 2019 gegen den vorldufigen Bescheid des Finanzamtes Wien 8/16/17 vom
31.10.2018 betreffend Einkommensteuer 2016, die als gegen den endgililtigen Bescheid vom
16. September 2019 betreffend Einkommensteuer 2016 gerichtet gilt, zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerdevorentscheidung vom 11.03.2019 wird gem. § 279 Abs. 1 BAO ersatzlos
aufgehoben.

Il. Die Beschwerde wird gemafs § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Ill. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdeflihrer (Bf.) machte in der Einkommensteuererklarung fir das Jahr 2016 u.a.
Aufwendungen fir eine Wohnung in Gasse, iHv € 3.752,39 als Werbungskosten geltend.

Mit Bescheid vom 31.10.2018 betreffend Einkommensteuer fiir das Jahr 2016 berlicksichtigte
das Finanzamt die beantragten Wohnungsaufwendungen nicht und fiihrte begriindend aus,
dass der Mittelpunkt der Tatigkeit eines Politikers sowie eines Versicherungsvertreters
jedenfalls auBerhalb der Raumlichkeiten eines Arbeitszimmers gelegen sei.

Mit Eingabe vom 30.01.2019 erhob die steuerliche Vertretung des Bf. Beschwerde gegen den
gem. § 200 Abs. 1 BAO vorlaufigen Einkommensteuerbescheid 2016 und brachte vor:
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1. Tdtigkeit als Politiker:

Da unser Klient bei den ndchsten Wahlen spdtestens 2021 in Bezirk als Kandidat antreten wird,
war es notwendig, schon zeitgerecht, auch im Hinblick auf vorzeitige Wahlen, eine Rdumlichkeit
flir Gespriiche und Beratungen mit értlichen Funktiondren, Sympathisierenden Persénlichkeiten
und Vertretern von Unterstiitzungskomitees zur Verfiligung zu haben. Es erscheint plausibel,
dass solche Gesprdche und Strategieberatungen wegen der notwendigen Vertraulichkeit nicht
in Gasthdusern oder sonstigen éffentlichen Rdumlichkeiten abgehalten werden kénnen.
Abgesehen davon, dass es vertrauensbildend auf értliche Funktiondre und Unterstiitzer wirkt,
wenn die Besprechungen im Wabhlkreis des Kandidaten stattfinden und politische Présenz im
Wahlkreis stattfindet, ist zur Zeit und voraussichtlich bis zum Wahltermin die Nutzung von
Besprechungszimmern im Parlamentsgebdude in Bezirk nicht méglich, da dort zur Zeit und bis
zum voraussichtlichen Wahltermin Renovierungsarbeiten stattfinden.

Aus den angefiihrten Griinden finden die wichtigen und wesentlichen Tdtigkeiten eines
Politikers nicht , jedenfalls aufserhalb der Rdumlichkeiten eines Arbeitszimmers” statt, sondern
werden notwendigerweise gréfStenteils im vertraulichen Rahmen eines Arbeitszimmers
abgewickelt. Lediglich éffentliche Versammlungen und Redeauftritte finden aufSerhalb des
Arbeitszimmers statt.

2. Tdtigkeiten als Versicherungsvertreter

Unser Klient ist Obmann des Zentralbetriebsrates der AG. In dieser Funktion als
Belegschaftsvertreter ist er vom Dienst freigestellt und kann It. betrieblicher Vereinbarung sein
Biiro am Sitz der AG nur fiir seine Tditigkeiten als Betriebsrat nutzen.

Da unser Klient jedoch weiterhin langjéhrige und grofSteils persénlich bekannte
Versicherungsnehmer betreut, ist dies nur aufSerhalb der normalen Dienstzeiten, meistens am
Abend oder am Wochenende, mdglich. Zu diesen Zeitpunkten ist das Bliro am Sitz der AG
jedoch nicht zugdnglich. Fiir diese Beratungsgespréche mit ausgewdhlten
Versicherungsnehmern wird der vertrauliche Rahmen der Wohnung in Bezirk genutzt, da die
Durchsicht und Besprechung von meist persénlichen Unterlagen in Gasthédusern oder sonstigen
offentlichen Réumlichkeiten ebenfalls nicht sinnvoll erscheint.

3. Sonstige Verwendung der Wohnung In Bezirk

Da der unbefristete und mit Weitergaberecht versehene Mietvertrag zu einer relativ glinstigen
Monatsmiete abgeschlossen wurde, hat unser Klient im Heizungs- und Sanitéirbereich relativ
aufwendige Sanierungsarbeiten durchgefiihrt Nach Abschluss der Sanierungsarbeiten wird die
Wohnung mit Schwerpunkt auf der Tdtigkeit als Versicherungsvertreter genutzt. Ab dem
zweiten Halbjahr 2019, spdtestens ab Anfang 2020 wird sich im Hinblick auf die Wahlen
spdtestens 2021 der Schwerpunkt auf die politische Tditigkeit verlegen.
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Zusditzlich dienen die Rdumlichkeiten als Arcihv fiir umfassende politische
Dokumentationsunterlagen und Presseaussendungen sowie fiir versicherungstechnische
Fachunterlagen.

Nach Pensionsantritt als Versicherungsvertreter und nach Beendigung der politischen Tiitigkeit
ist eine Weitervermietung der Wohnung geplant. Dabei kann voraussichtlich wegen der
erfolgten Renovierungsarbeiten ein deutlich (iber den eigenen Mietaufwendungen liegender
Erlés erzielt werden.”

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 11.02.2019 wurde die Beschwerde mit der Begriindung,
dass die antragsgemald verlangerte Rechtsmittelfrist am 18.12.2918 abgelaufen und ein
weiterer Fristverlangerungsantrag nicht eingebracht worden sei, als verspatet zurlickgewiesen.

Im Vorlageantrag wurde eingewendet, dass die Beschwerde fristgerecht eingebracht worden
sei, daam 17.12.2018 per Fax eine weitere Fristverlangerung bis 31.01.2019 beantragt worden
sei.

Gleichzeitig Gbermittelte der Bf. der Abgabenbehorde den Fristverlangerungsantrag vom
17.12.2018 sowie das Sendeprotokoll.

Mit Beschwerdevorentscheidung des Finanzamtes vom 11.03.2019 wurde die
Beschwerdevorentscheidung (Zurlickweisung auf Grund Verspatung) aufgehoben und die
Beschwerde als unbegriindet abgewiesen.

In der Begriindung wurde den Beschwerdeeinwendungen nach Wiedergabe der maligeblichen
gesetzlichen Bestimmungen und Rechtsprechung des VWGH im Wesentlichen
entgegengehalten:

Zu Punkt 1 Tatigkeit als Politiker:

Nach der Verkehrsauffassung sei der materielle Schwerpunkt der Gesamttatigkeit in der
Offentlichkeit zu sehen. Aufgrund der Tatsache, dass die Offentlichkeitsarbeit eine wesentliche
Komponente der Tatigkeit eines Politikers darstelle, sei auch der Umstand der damit in
Verbindung stehenden erforderlichen Besprechungen an vertraulichen Orten mit Funktionadren
oder Vertretern von Unterstiitzungskomitees nicht ausreichend, den Mittelpunkt der Tatigkeit
im Arbeitszimmer zu sehen. Dem Einwand, es stiinden keine geeigneten Raumlichkeiten fir
derartige Besprechungen aufgrund der Renovierung des Parlamentsgebaudes zur Verfligung,
kénne insoweit nicht gefolgt werden, als das Parlament fiir die Dauer der Sanierung in die
Hofburg tbersiedelt sei und in unmittelbarer Ndhe auch Biliro-Pavillons zur Verfligung gestellt

worden waren.

Zu Punkt 2 Tatigkeiten als Versicherungsvertreter:
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In einem Erganzungsschreiben vom 16.07.2018 habe der Bf. angegeben, dass ihm von seinem
Arbeitgeber, der AG, neben den Provisionen fiir die Vertretertatigkeit zur Abgeltung der
Reisespesen auch ein Pauschalentgelt von € 3.000,00 steuerpflichtig ausbezahlt werde. Diese
Reisepesen habe der Bf. als Werbungskosten geltend gemacht.

Somit sei eindeutig, dass der Tatigkeitsmittelpunkt auBerhalb des Arbeitszimmers gelegen sei.
Laut Beschwerdeausfiihrung wiirden in der Wohnung offenbar ausschliefilich langjahrig
bekannte und ausgesuchte Versicherungsnehmer betreut und beraten werden. Der Umstand,
dass der Bf. (iber keinen Besprechungsraum bei seinem Arbeitgeber verflige, weise das
hausliche Arbeitszimmer nicht zwangslaufig als Mittelpunkt der gesamten betrieblichen oder
beruflichen Tatigkeit aus.

Zu Punkt 3 sonstige Verwendung der Wohnung:

Der Bf. habe die Wohnungskosten zur Ganze als Werbungskosten beantragt. Bei diesem
Mietobjekt handle es sich um eine 85m? groRe, fiir Wohnbedurfnisse ausgerichtete Wohnung.
Diese beinhalte entsprechend dem vorgelegten Mietvertrag 2 Zimmer, 1 Kiiche, 1 Vorraum, 1
WC, 1 Badenische sowie ein Kabinett. Neben der im Mietvertrag zugestandenen Blironutzung
sei dieser auch zu Wohnzwecken abgeschlossen worden. Ungeachtet des Umstandes, dass die
vom Bf. angefiihrten Besprechungen aus den angefiihrten Tatigkeiten nicht in samtlichen
Raumen erfolgen und somit die Abzugsfahigkeit des gesamten mit der Wohnung in Verbindung
stehenden Aufwandes nicht zulassig sei, seien die gegebenenfalls anteiligen Kosten fiir ein
Arbeitszimmer aus den bereits genannten Griinden nicht abzugsfahig. Die Verwendung als
Archiv zur Aufbewahrung politischer Dokumentationsunterlagen und versicherungstechnischer
Fachunterlagen reiche nicht aus, um die Abzugsfahigkeit zu begriinden.

Das Vorbringen, dass nach Beendigung der politischen Tatigkeit eine Weitervermietung der
gegenstandlichen Wohnung angedacht sei, widerspreche den Angaben im
Ergdnzungsschreiben vom 16.7.2018, wonach die Weitergabe der Wohnung an die auch im
Mietvertrag angefiihrten Kinder und das Enkelkind (G) beabsichtigt sei. Ungeachtet dieses
Widerspruchs begriinde eine blof§ angedachte, nicht naher konkretisierte Vermietungsabsicht
bzw. eine fehlende zeitnahe tatsachliche Vermietungsabsicht keine Abzugsfahigkeit der
Kosten. Unabhangig davon seien die Kinder des Bf. bereits volljahrig und verfiigten iber einen
eigenen Wohnsitz.

Der Bf. brachte fristgerecht einen Vorlageantrag ein und brachte vor:
,1. Tdtigkeit als Politiker:

Vorweg wird betont, dass es sich bei den geltend gemachten Werbungskosten nicht um ein im
Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer sondern um eine komplette Wohnung handelt, die
zur Gdnze fiir berufliche Zwecke genutzt wird. Das Mietverhdltnis ist somit mit der Anmietung
von Biirordumlichkeiten gleichzustellen.
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Der materielle Schwerpunkt der Gesamttdtigkeit eines Politikers ist keinesfalls in der
Offentlichkeit zu sehen. Lediglich seine Auftritte in der Offentlichkeit haben Aussenwirksamkeit.
Damit diese Auftritte aber fundiert und kompetent durchgefiihrt werden kénnen, bedarf es
umfangreicher Vorbereitungsarbeiten. Diese betreffen hauptsdchlich Studium von
Archivmaterial, Strategiegespréche mit Beratern, Einholung der Stimmungslage von értlichen
Funktiondren, Vorbereitung von Redeauftritten, Auswertung der Riickmeldungen von
Offentlichen Auftritten etc. Auf Grund seiner langjédhrigen politischen Tétigkeit schétzt unser
Klient den Zeitaufwand fiir diese in der angemieteten Wohnung durchzufiihrenden und von der
Offentlichkeit nicht wahrgenommenen politischen Tétigkeiten mit 80 % ein. Lediglich 20 %
betreffen den Zeitaufwand fiir die in der Offentlichkeit wahrgenommenen Auftritte. Der
Uberwiegende Teil der Tétigkeit erfolgt somit innerhalb der Wohnung.

Die in der BVE vom 11.3.2019 erwdhnte Méglichkeit der Nutzung von Biiro-Pavillons fiir die
Dauer der Sanierung des Parlaments trifft fiir unseren Klienten nicht zu. Fiir Abgeordnete zum
Bundesrat sind dort keine Rdumlichkeiten vorgesehen.

2. Tdtigkeit als Versicherungsvertreter

Auch bei der Tditigkeit als Versicherungsvertreter hingt der Erfolg wesentlich von der
Vorbereitung der Gespriche mit den Kunden ab. Dazu zéihlen fiir jeden einzelnen
Versicherungsfall versicherungstechnische Berechnungen und Analysen, die Uberpriifungen
eines allfélligen bisherigen Vertragsverlaufes sowie die Abschdtzung der Auswirkungen von
Vertragséinderungen oder Neuvertrdgen sowohl fiir den Versicherungsnehmer als auch fiir den
Versicherer. Der fiir diese in der angemieteten Wohnung durchzufiihrenden
Gespriichsvorbereitungen anfallende Zeitaufwand liberwiegt den Zeitaufwand fiir die
tatséichlichen Kundengespréiche nach Einschétzung unseres Klienten bei weitem. Diese
Kundengesprdche finden teilweise auch in der angemieteten Wohnung statt. Lediglich bei
Neuvertrdgen erfolgt wegen der notwendigen Besichtigung einer allféllig zu versichernden
Liegenschaft ein Besuch beim Versicherungsnehmer.

Aus den angefiihrten Griinden ist somit ersichtlich, dass sich der Mittelpunkt der beruflichen
Tdtigkeit als Versicherungsvertreter zweifelsfrei in der angemieteten Wohnung in Bezirk
befindet.

Dem in der BVE vom 11.3.2019 angefiihrten Umstand, dass aus der Tatsache eines
unversteuerten Pauschalersatzes von € 3.000,00 p.a. fiir km-Gelder und Bewirtungskosten
eindeutig ein Tétigkeitsmittelpunkt aufSerhalb der angemieteten Wohnung abgeleitet wird,
kann nicht gefolgt werden. Aus der Tatsache, dass in 2016 neben dem Grundgehalt
Vertragsprovisionen von rd. € 16.000,00 (siehe Lohnkonto im Ergénzungsverfahren vom
16.7.2018) und pauschale Spesenvergiitungen von nur € 3.000,00 ausbezahlt wurden, kann
eher das Gegenteil abgeleitet werden. Ndmlich, dass sich der Mittelpunkt der Tétigkeit als
Versicherungsvertreter innerhalb der angemieteten Wohnung befindet.
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3. Sonstige Verwendung der Wohnung:

Wie bereits unter Punkt 1. und 2. angefiihrt, wird die angemietete Wohnung zur Génze als Bliro
fiir die Tdtigkeiten als Politiker und Versicherungsvertreter genutzt, Fiir beide Tdtigkeiten
befindet sich der Schwerpunkt der Tdtigkeit In der angemieteten Wohnung und nicht in der
Offentlichkeit. Ein anteiliges Ausscheiden der Kosten fiir die nicht benutzte Badenische wurde in
Anbetracht der geringen Flédche und der niedrigen Monatsmiete bei der Geltendmachung der
Werbungskosten nicht durchgefiihrt. Alle anderen Rdume werden beruflich genutzt.

Die im Mietvertrag erwédhnten Wohnzwecke und die Anfiihrung der Kinder als Vertragspartner
dienten lediglich dazu, dass nach Pensionsantritt in voraussichtlich 10 Jahren fiir eines der
Kinder bei Bedarf die Mdglichkeit besteht, den glinstigen Mietvertrag fortzufiihren. Sollte ein
solcher Bedarf seitens der Kinder nicht gegeben sein, bestiinde die Mdglichkeit der
Weiterfiihrung des Mietvertrages durch unseren Klienten und eine Weitervermietung.

Diese beiden Méglichkeiten kénnen allerdings aus heutiger Sicht nur offengehalten werden,
eine konkrete Realisierung ist derzeit jedoch nicht absehbar. Es steht allerdings fest, dass die
gesamte Wohnung am 1.3.2016 zur Biironutzung gemietet wurde und derzeit, sowie
voraussichtlich bis zum Pensionsantritt weiter genutzt werden wird. Fiir beide darin ausgelibten
Tdatigkeiten wird auf Grund der oben angefiihrten Tétigkeitsmerkmale nach Einschétzung
unseres Klienten der liberwiegende Teil der Erwerbstditigkeit innerhalb der angemieteten
Wohnung in Bezirk ausgelibt.”

Mit Schreiben der Abgabenbehérde vom 10.07.2019 wurde der Bf. ersucht bekanntzugeben, in
welchem prozentuellen AusmaR die angemietete 85m? Wohnung in 1210, Schleifgasse 6, fiir
politische Zwecke, fiir die Tatigkeit als Versicherungsvertreter, flir private Zwecke etc. genutzt
werde.

Ebenso wurde er im Hinblick auf zukiinftige Veranlagungen um Bekanntgabe gebeten, ob sich
dieses Verhaltnis in den Folgejahren 2017 bis 2019 verandert habe und ob es sich in den
Folgejahren ab 2019 wesentlich verandern werde.

In Beantwortung dieses Erganzungsvorhaltes teilte der Bf. mit, dass die angemietete Wohnung
zur Ganze beruflich genutzt werde.

Eine prozentuelle Aufteilung der Nutzung fiir politische Zwecke und fir die Tatigkeit als
Versicherungsvertreter sei schwer moéglich und kdnne kaum exakt angegeben werden.

Nach seiner Einschatzung sei die Wohnung seit Beginn der Anmietung in 2016 bis Anfang 2019
ungefahr je zur Halfte fir politische Tatigkeiten und fir Tatigkeiten als Versicherungsvertreter
benutzt worden. Dabei seien jedoch fiir Zeitraume von einigen Monaten gréRRere
Schwankungen moglich. So wiirden beispielsweise bei stattfindenden Wahlen die politischen
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Tatigkeiten bei weitem tGberwiegen und danach die Versicherungstatigkeiten, alleine schon
wegen der entstandenen Arbeitsriickstdnde, wieder in den Vordergrund treten.

Fiir 2018 sei noch zu erwdhnen, dass ein Teil der Kosten von der Parlamentsdirektion verglitet
worden sei.

Wegen der in 2018 begonnenen, und derzeit noch nicht abgeschlossenen
Renovierungsarbeiten sei die Wohnung derzeit fiir politische Besprechungen mit einer
groReren Personenzahl nicht verwendbar. Da dies aber im Hinblick auf den derzeit laufenden
Wahlkampf fir die Ende September 2019 stattfindenden Wahlen unbedingt erforderlich sei,
habe er ein Ausweichlokal angemietet.

Eine Prognose liber das Verhiltnis der Verwendung der Wohnung fiir politische Tatigkeiten
und als Versicherungsvertreter in den Folgejahren ab 2019 sei derzeit nicht moglich und hange
wesentlich davon ab, ob der Bf. bei den bevorstehenden Wahlen wieder ein politisches
Mandat erhalte. Sollte dies nicht der Fall sein, wiirde natirlich die politische Tatigkeit
gegeniber dem jetzigen Ausmall reduziert sein, da dann neben den normalen Tatigkeiten
eines politischen Funktionars ohne 6ffentliches Mandat nur noch die bisherigen Tatigkeiten als
Kammerrat der AK Wien und als Bundesobmann der freiheitlichen Arbeitnehmer in vollem
Umfang weiter wahrzunehmen waren.

Sollte jedoch, im Falle des Nichterreichens eines Mandates bei den Wahlen im September
2019, eine Kandidatur bei den Landtagswahlen 2021 in Wien erfolgen, so wiirde 2020 und
2021 beim bisherigen Umfang der politischen Tatigkeiten voraussichtlich keine Reduzierung
eintreten, 2021 wiirden diese Tatigkeiten dann voraussichtlich sogar Gberwiegen.

Mit Bescheid vom 16.09.2019 wurde der vorlaufige Einkommensteuerbescheid 2016 vom
31.10.2018 gem. § 200 Abs. 2 BAO fiir endgiiltig erklart.

In der dazu ergangenen Begriindung wurde seitens des Finanzamtes bezlglich der strittigen
Werbungskosten ausgefiihrt:

1. Tatigkeit als Politiker:

Laut einer telefonischen Anfrage am 27.06.2019 in der Parlamentsdirektion stiinden fiir
Mitglieder des Bundesrats wahrend des Parlamentsumbaus Blirordumlichkeiten zur Verfiigung.
Als Ausweichmoglichkeit sei der Pavillon "Bibliothekshof” vorgesehen. Zusatzlich gabe es in der
Hofburg in der Nahe des groRen Redoutensaales fiir jeden Parlamentsclub Stlitzpunktzimmer.

Laut Auskunft der Parlamentsdirektion sei damit sichergestellt, dass flir Mitglieder des
Bundesrates bzgl. Blironutzung wahrend des Parlamentsumbaus keine Nachteile entstiinden.

Hinsichtlich der Tatigkeit als Politiker habe somit im Veranlagungsjahr 2016 keine
Notwendigkeit eigens (zusatzlich) angemieteter Biroflachen bestanden
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Der Umstand, dass im Veranlagungsjahr 2016 seitens der Parlamentsdirektion keine finanzielle
Unterstltzung - wie im Jahr 2018 - geleistet worden sei, lasse zusatzlich darauf schlieRen, dass
ausreichend Ausweichmaoglichkeiten bestanden hatten und daher eine zusatzliche Anmietung

von Biroflachen nicht notwendigerweise erfolgt sei.

Die Frage, ob bzw. wieweit eine teilweise Riickvergitung der Wohnungskosten in 2018 einen
etwaigen Werbungskostenabzug bedinge, sei gesondert im Zuge der Veranlagung 2018 zu
prifen.

2. Tatigkeit als Obmann des Zentralbetriebsrates

Laut Eingabe vom 03.01.2019 bestehe als Obmann des Zentralbetriebsrates der AG (in der
Funktion als Belegschaftsvertreter) eine Freistellung vom Dienst sowie (laut betrieblicher
Vereinbarung) die Moglichkeit der Nutzung eines eigenen Bliros.

Zusatzlich habe der Bf. angegeben, dass trotz Freistellung vom Dienst dennoch Kunden der
Versicherung (weiterhin) betreut wiirden, dafiir aber nicht das eigene Biiro benutzt werden
diirfe, da die Bironutzung nur der Betriebsratstatigkeit vorbehalten sei.

Es widerspriche den Erfahrungen des taglichen Lebens, dass bei einer (Weiter-)Betreuung von
Kunden trotz Dienstfreistellung das eigene Biro ausschlief3lich fiir die Betriebsratstatigkeit
genutzt werden dirfe. Stelle der Arbeitgeber ein Bliro zur Verfligung, so sei die Anmietung
zusatzlicher Biroflache nicht notwendigerweise gegeben.

3. Sonstige Verwendung der Wohnung

Auf Grund des Vorbringens des Bf., wonach beabsichtigt sei, dass das Mietverhaltnis nach
Beendigung der politischen und beruflichen Tatigkeit des Bf. bei Bedarf von den Kindern
fortgefiihrt bzw. dass die Wohnung weitervermietet werde, kdnne davon ausgegangen
werden, dass der Erhalt der Wohnung - neben einem etwaigen beruflichen Hintergrund - auch
durch personliche bzw. innerfamiliare Motive bedingt sei.

Nicht nur bei einem héauslichen Arbeitszimmer (welches dem Abzugsverbot gemalk § 20 Abs 1 Z
2 lit. d EStG 1988 unterliege), sondern auch bei aullerhalb des Wohnungsverbandes gelegenen
Arbeitsraumlichkeiten misse die berufliche Verwendung notwendig sein und ein AusmaR
erreichen, das diese Raumlichkeiten rechtfertige.

Eine solche Notwendigkeit habe im Veranlagungsjahr 2016 weder fiir die politische Tatigkeit,
noch fir die Tatigkeit als Obmann des Zentralbetriebsrates bzw. als Versicherungsvertreter

vorgelegen.

Zudem konne die Moglichkeit der zukinftigen Wohnvorsorge (Erhalt der giinstigen
Mitwohnung fiir Angehorige) oder der eigenen Vermogensvermehrung (Weitervermietung mit
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Ertragsabsicht, Ablose des Mietverhéltnisses mit Gewinn, etc.) eine etwaige berufliche
Veranlassung verdrangen (vgl. VWGH 14.03.1990, 89/13/0102).

Aufgrund der mangelnden Notwendigkeit bezlglich der beruflichen Veranlassung riicke die
personliche Sphare in den Vordergrund. Die Abzugsfahigkeit der geltend gemachten
Aufwendungen fiir die Wohnung in Gasse, sei daher nicht gegeben.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

Zu Spruchpunkt I. (Aufhebung der Beschwerdevorentscheidung vom 11.03.2019)

Sachverhalt

Am 31.10.2018 wurde der Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2016 gem. § 200 Abs. 1 BAO
vorlaufig erlassen. Mit Telefax vom 27.11.2018 beantragte der Bf. eine Erstreckung der
Beschwerdefrist bis 18.12.2018. Mit Telefax vom 17.12.2018 wurde um nochmalige
Verlangerung der Beschwerdefrist bis 31.01.2019 ersucht.

Am 30.01.2019 brachte der Bf. gegen den Einkommensteuerbescheid 2016 rechtzeitig eine
Beschwerde ein.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 11.02.2019 wurde die Beschwerde vom Finanzamt gem.
§ 260 BAO als verspatet zurlickgewiesen. Begriindend wurde ausgefiihrt, dass die
Rechtsmittelfrist antragsgemaR bis zum 18.12.2018 verlangert und ein weiterer Antrag zur
Fristverlangerung nicht eingebracht worden sei.

Am 14.02.2019 brachte der Bf. einen Vorlageantrag ein und wandte ein, dass am 17.12.2018
per Telefax ein weiterer Fristverlangerungsantrag bis 31.01.2019 und somit die Beschwerde
fristgerecht eingebracht worden sei.

Mit (zweiter) Beschwerdevorentscheidung vom 11.03.2019 wurde die
Beschwerdevorentscheidung vom 11.02.2019 aufgehoben und die Beschwerde gegen den
Einkommensteuerbescheid 2016 als unbegriindet abgewiesen.

Gegen die Beschwerdevorentscheidung vom 11.03.2019 brachte der Bf. am 07.06.2019
innerhalb der verlangerten Frist einen Vorlageantrag ein.

Beweiswiirdigung

Dass der Bf. innerhalb der verlangerten Frist zur Einbringung einer Beschwerde gegen den
vorlaufigen Einkommensteuerbescheid vom 31.10.2018 am 17.12.2018, und somit rechtzeitig,
ein zweites Fristverldngerungsansuchen eingebracht hat, wird vom Finanzamt nicht bestritten.
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Somit durfte als erwiesen angenommen werden, dass die Beschwerde innerhalb der bis zum
31.01.2019 verlangerten Rechtsmittelfrist und damit rechtzeitig eingebracht wurde.

Rechtliche Beurteilung

Gemal § 262 Abs. 1 BAO (idF FVwGG 2012, BGBI. 1 2013/14) ist Gber Bescheidbeschwerden
nach Durchfiihrung der etwa noch erforderlichen Ermittlungen von der Abgabenbehérde, die
den angefochtenen Bescheid erlassen hat, mit als Beschwerdevorentscheidung zu
bezeichnendem Bescheid abzusprechen.

GemaR § 264 Abs. 1 BAO kann gegen eine Beschwerdevorentscheidung innerhalb eines
Monats ab Bekanntgabe (§ 97) der Antrag auf Entscheidung (iber die Bescheidbeschwerde
durch das Verwaltungsgericht gestellt werden (Vorlageantrag). Der Vorlageantrag hat die
Bezeichnung der Beschwerdevorentscheidung zu enthalten.

Auler in den Fallen des § 278 hat das Verwaltungsgericht nach § 279 Abs. 1 BAO immer in der
Sache selbst mit Erkenntnis zu entscheiden. Es ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch
hinsichtlich der Begriindung seine Anschauung an die Stelle jener der Abgabenbehdrde zu
setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern,
aufzuheben oder die Bescheidbeschwerde als unbegriindet abzuweisen.

Im vorliegenden Fall hat die Abgabenbehoérde die Beschwerde gegen den
Einkommensteuerbescheid vom 31.10.2018 mit Beschwerdevorentscheidung vom 11.02.2019
als verspatet zurickgewiesen. Nach Einbringung eines Vorlageantrages wurde vom Finanzamt
eine - die Beschwerdevorentscheidung vom 11.02.2019 aufhebende - zweite
Beschwerdevorentscheidung erlassen.

Der Rechtschutz im Abgabenrecht wurde mit dem Finanzverwaltungsgerichtsbarkeitsgesetz
2012 (FVwGG 2012 BGBI. | Nr. 14/2013) grundlegend umgestaltet. So ist im Unterschied zum
friiheren § 276 Abs. 2 idF vor dem FVwGG 2012 keine zweite Beschwerdevorentscheidung
zuldssig (vgl. auch Althuber/Tanzer/Unger, BAO-Handbuch; § 262; Fischerlehner, Das neue
Abgabenverfahren, §262, Anm 2).

Die Erlassung der zweiten Beschwerdevorentscheidung vom 11.03.2019 erfolgte daher ohne
verfahrensrechtliche Grundlage, weshalb sie durch das Bundesfinanzgericht aufzuheben war
(vgl. BFG vom 16.05.2018, RV/3100322/2018).

Zu Spruchpunkt Il. (Abweisung der Beschwerde)

GemaR § 260 Abs. 1 BAO ist die Bescheidbeschwerde mit Beschwerdevorentscheidung (§ 262)
oder mit Beschluss (§ 278) zuriickzuweisen, wenn sie
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a) nicht zulassig ist oder
b) nicht fristgerecht eingebracht wurde.

Gem. § 245 Abs. 1 erster Satz BAO betragt die Beschwerdefrist einen Monat.

Gem. Abs. 3 leg. cit. ist die Beschwerdefrist auf Antrag von der Abgabenbehdrde aus
berlicksichtigungswiirdigen Griinden, erforderlichenfalls auch wiederholt, zu verlangern. Durch
einen Antrag auf Fristverlangerung wird der Lauf der Beschwerdefrist gghemmt.

Auch Antragen auf neuerliche Erstreckung einer bereits verlangerten Berufungsfrist kommt
hemmende Wirkung zu (vgl. etwa Ritz, BAOS5, § 245 Tz 26, und die dort angefiihrte Judikatur).

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 11.02.2019 wurde die Beschwerde vom 30.01.2019
gegen den Einkommensteuerbescheid vom 31.10.2018 als verspatet zurlickgewiesen.

Aktenkundig ist jedoch, dass der Bf. per Telefax vom 27.11.2018 eine Erstreckung der
Beschwerdefrist bis zum 18.12.2018 beantragt und ebenfalls per Telefax vom 17.12.2018 einen
weiteren Fristverlangerungsantrag bis 31.01.2019 eingebracht hat. Das zweite
Fristverlangerungsansuchen wurde unstrittig innerhalb der bis zum 18.12.2018 verlangerten
Beschwerdefrist eingebracht und hat daher fristhemmende Wirkung entfaltet.

Da die Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 2016 am 30.01.2019, sohin
innerhalb der bis zum 31.01.2019 verlangerten Rechtsmittelfrist und damit rechtzeitig bei der
Abgabenbehorde eingebracht wurde, erfolgte die Zuriickweisung wegen Verspatung zu
Unrecht.

Wenn die an das Bundesfinanzgericht vorgelegte Beschwerde weder zuriickzuweisen noch als
zuriickgenommen oder gegenstandslos zu erklaren noch die Sache nach Aufhebung der
angefochtenen Bescheide an die Abgabenbehoérde zuriickzuverweisen ist, hat das
Bundesfinanzgericht gemafd § 279 BAO in der Sache selbst zu entscheiden. Dies gilt auch dann,
wenn die Abgabenbehdérde die Beschwerde mit einer formalen Beschwerdevorentscheidung
erledigt und somit das BFG erstmals meritorisch tiber die Beschwerde abspricht (BFG
17.2.2015, RV/5101670/2014).

Tritt ein Bescheid an die Stelle eines mit Bescheidbeschwerde angefochtenen Bescheides, so
gilt gemalk § 253 BAO die Bescheidbeschwerde auch als gegen den spateren Bescheid
gerichtet. Vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtslage ergibt sich fiir den Beschwerdefall
Folgendes:

Die Abgabenbehdrde hat mit Bescheid vom 16.09.2019 den vorldufigen
Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2016 vom 31.10.2018 gem. § 200 abs. 2 BAO fiir
endgiltig erklart. Endgliltige Bescheide, die gemal} § 200 Abs. 2 BAO nach vorlaufigen
Bescheiden erlassen werden, werden vom Anwendungsbereich des § 253 BAO erfasst (vgl. Ritz
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BAOS § 253 Tz 2), sodass die gegenstandliche Beschwerde als gegen den endgiiltigen Bescheid
gerichtet gilt.

Sachverhalt:
Der Bf. ist Versicherungsvertreter und Politiker. Seit 2015 ist er Mitglied des Bundesrates.
Sein Wohnsitz befindet sich in ***Bf1-Adr***,

Der Bf. hat im Jahr 2016 eine Wohnung in Gasse, im AusmaR von 84,4 m?, bestehend aus 2
Zimmern, Kiiche, Badenische, Vorraum, WC und Kabinett, angemietet. Das Mietverhaltnis hat
am 01.03.2016 begonnen und wurde auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

Als Mieter sind im Mietvertrag, abgeschlossen am 16.02.2016, folgende Personen angeflihrt:
**xBf1*** B, F, Cund G.

Im Mietvertrag ist festgehalten, dass der Mietgegenstand lberwiegend nur zu Wohnzwecken
und Bironutzung verwendet werden darf.

Weiters enthalt der Mietvertrag nachstehende Vereinbarung:

,Statt einer Investitionsablése wird dem Mieter ein einmaliges Weitergaberecht zu den
bestehenden Bedingungen eingerdumt (betrifft Nicht-Familienangehérige)

Als Mietzins wurde ein Betrag iHv € 362,20 (incl. Betriebskosten) vereinbart.

Der Bf. verwendete die Wohnung im Streitjahr als Arbeitsraum und als Archiv fir Unterlagen,
sowohl fir seine Tatigkeit als politischer Mandatar, insbesondere fiir Gesprache und
Beratungen mit 6rtlichen Funktionaren, sympathisierenden Personlichkeiten und Vertretern
von Unterstltzungskomitees, als auch fur die Tatigkeit als Versicherungsangestellter,
insbesondere fir Beratungsgesprache mit ausgewahlten Versicherungsnehmern.

Strittig ist die Abzugsfahigkeit der im Streitjahr geltend gemachten Mietaufwendungen als
Werbungskosten.

Im Streitjahr bestand weder fiir die politische Tatigkeit noch fir die Tatigkeit als
Versicherungsangestellter eine Notwendigkeit der Nutzung einer Zweitwohnung als
Arbeitszimmer oder als Archiv.

Beweiswiirdigung:

12 von 16



Seite 13 von 16

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus dem vorliegenden Akteninhalt, insbesondere dem
Mietvertrag vom 16.02.2016 und dem Vorbringen des Bf. Die Feststellung der fehlenden
beruflichen Notwendigkeit ist das Ergebnis nachstehender Uberlegungen:

Die gegenstandliche Wohnung wurde nach dem Vorbringen des Bf. im Jahr 2016 angeschafft,
um im Hinblick auf bevorstehende Wahlen eine Raumlichkeit fiir Gesprache und Beratungen
mit Ortlichen Funktiondren, sympathisierenden Personlichkeiten und Vertretern von
Unterstlitzungskomitees zur Verfligung zu haben, da solche Besprechungen wegen der
notwendigen Vertraulichkeit nicht in Gasthausern oder sonstigen 6ffentlichen Raumlichkeiten
abgehalten werden kdonnten. Aus welchen Griinden derartige Termine nicht in den
Besprechungszimmern im Parlamentsgebdude durchgefiuhrt werden hatten kénnen, ist nicht
nachvollziehbar, zumal im Streitjahr 2016 die Renovierung des Gebdudes noch gar nicht
begonnen hatte. Aber auch der — allenfalls fiir nachfolgende Veranlagungen zu priifende -
Einwand, dass fir die Dauer der Renovierungsarbeiten die Nutzung von Birordumen im
Parlamentsgebaude nicht moglich sei, vermag nicht zu liberzeugen; wurde doch vom
Finanzamt auf Grund einer Anfrage in der Parlamentsdirektion in Erfahrung gebracht, dass fir
Mitglieder des Bundesrates wahrend des Parlamentumbaus Ausweichmdoglichkeiten, wie etwa
der Pavillon ,,Bibliothekshof” und zusatzlich fiir jeden Parlamentsclub in der Hofburg in der
Nahe des groRen Redoutensaales Stlitzpunktzimmer, zur Verfligung stehen.

Zutreffend hat daher die Abgabenbehorde hinsichtlich der politischen Tatigkeit die
Notwendigkeit einer Anmietung von (zusatzlichen) Biroraumen verneint.

Dass die Nutzung einer Wohnung im Interesse der Tatigkeit des Bf. als
Versicherungsangestellter notwendig sein soll, ist flir das BFG ebenfalls nicht nachvollziehbar.
Unbestritten ist, dass dem Bf. ein Bliro am Sitz der AG zur Verfligung steht. Laut
Beschwerdevorbringen ist der Bf. als Obmann des Zentralbetriebsrates vom Dienst freigestellt,
betreut aber dennoch weiterhin ausgewahlte Versicherungsnehmer und kann das Biro infolge
der Dienstfreistellung nur fir seine Tatigkeiten als Betriebsrat nutzen.

Der von der Abgabenbehorde in der Begriindung zum endgliltigen Einkommensteuerbescheid
2016 vertretenen Ansicht, wonach es den Erfahrungen des taglichen Lebens widerspricht, dass
das am Sitz der Versicherungsgesellschaft vorhandene Biiro ausschlieRlich fir die
Betriebsratstatigkeit genutzt werden diirfe, ist der Bf. nicht entgegengetreten. Es kann daher
davon ausgegangen werden, dass die vom Bf. angefiihrte Betreuung ,grof3teils persénlich
bekannter Versicherungsnehmer” in den Biirordumlichkeiten des Arbeitgebers durchgefiihrt
werden hatte kdnnen.

Das Vorbringen des Bf., dass die Betreuung langjahriger Kunden nur auRerhalb der normalen
Dienstzeiten moglich, das Biro am Abend oder am Wochenende jedoch nicht zugénglich sei,
impliziert, dass das Biro am Sitz des Arbeitgebers dem Bf. trotz Dienstfreistellung grundsatzlich
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fir Besprechungen mit Versicherungsnehmern zur Verfligung steht, wenn auch nicht zu jenen
Zeiten, zu denen dem Bf. die Beratungsgesprache moglich sind.

Abgesehen davon wiirden die Aufwendungen fiir die Nutzung einer Zweitwohnung als
Arbeitszimmer zum Zwecke der Betreuung einiger ,, ausgewahlter” Kunden nach dem Urteil
gerecht und billig denkender Menschen unzweifelhaft als nicht sinnvoll erachtet werden; umso
weniger, als es in der Versicherungsbranche nicht uniblich ist, dass die Beratungsgesprache
direkt bei den Kunden stattfinden.

Auch der Verweis auf die Verwendung der Wohnung als Archiv fir ,,umfassende politische
Dokumentationsunterlagen und Presseaussendungen sowie fiir versicherungstechnische
Fachunterlagen” rechtfertigt nicht die Notwendigkeit der Anmietung einer 84m? groRen
Wohnung.

Es entspricht auch nicht den Erfahrungen des taglichen Lebens, dass — wie vom Bf. behauptet
wird — eine fliir Wohnbedirfnisse ausgerichtete Wohnung im Ausmal von 84m?, bestehend aus
2 Zimmern, Kiiche, Badenische, Vorraum, WC und Kabinett, zur Ganze beruflich genutzt wird;
dem diesbezliglichen Vorbringen des Bf., dass die gesamte Wohnung zur Bironutzung
gemietet worden sei, ist entgegenzuhalten, dass laut vorliegendem Mietvertrag der
Mietgegenstand ausdricklich auch zu Wohnzwecken angemietet wurde.

Verwendet der Bf. trotz der ihm im Parlament bzw. an den genannten Ausweichmaoglichkeiten
und am Sitz der AG zur Verfligung stehenden Besprechungszimmer bzw. Bliroraumlichkeiten,
somit ohne unbedingte berufliche Notwendigkeit, die in Rede stehende Wohnung als
Arbeitszimmer, so liegt der Schluss nahe, dass dafiir in seinem privaten Interesse liegende und
daher steuerrechtlich unbeachtliche Griinde mafigebend sind. Diese Annahme wird noch
dadurch erhartet, dass als Mieter der Raumlichkeiten laut dem vorliegenden Mietvertrag nicht
nur der Bf., sondern auch dessen Kinder und sein Enkelkind aufscheinen. Der Einwand, dass
durch die Anflihrung der genannten Personen als Mieter das Weitergaberecht an die Kinder
bzw. das Enkelkind nach Ende der politischen und beruflichen Tatigkeit gewahrleistet sein soll,
bekraftigt geradezu die Ansicht der belangten Behorde, dass die Anschaffung und der Erhalt
der Wohnung durch personliche bzw. familidre Griinde veranlasst war.

Auch das Vorbringen, dass nach Pensionsantritt als Versicherungsvertreter und nach
Beendigung der politischen Tatigkeit eine Weitervermietung der Wohnung geplant sei, lasst im
Sinne der dargelegten Rechtsprechung eher auf eine private, als auf eine berufliche
Veranlassung der schlielRen.

Rechtliche Beurteilung:
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GemaR § 16 Abs 1 EStG 1988 sind Werbungskosten die Aufwendungen oder Ausgaben zur
Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen. Werbungskosten sind bei der
Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind.

GemaR § 20 Abs 1 EStG 1988 diirfen bei den einzelnen Einkunftsarten u.a. nicht abgezogen
werden:

2. a) Aufwendungen oder Ausgaben fiir die Lebensfiihrung, selbst wenn sie die wirtschaftliche
oder gesellschaftliche Stellung des Steuerpflichtigen mit sich bringt und sie zur Férderung des
Berufes oder der Tatigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen.

d) Aufwendungen oder Ausgaben fiir ein im Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer und
dessen Einrichtung sowie fir Einrichtungsgegenstande der Wohnung. Bildet ein im
Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und
beruflichen Tatigkeit des Steuerpflichtigen, sind die darauf entfallenden Aufwendungen und
Ausgaben einschlieRlich der Kosten seiner Errichtung abzugsfahig.

Dem Bf. ist insoweit beizupflichten, als die Regelung des § 20 Abs. 1 Z 2 lit. d im
gegenstandlichen Beschwerdefall keine Anwendung findet, da es ich bei der vom Bf. in Bezirk
angemieteten Wohnung nicht um ein im Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer handelt.
Die Frage, ob das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen
Tatigkeit der Bw. bildet, ist somit nicht entscheidend.

Allerdings muss auch bei einem nicht im Wohnungsverband eingegliederten Arbeitszimmer die
berufliche Verwendung notwendig sein und ein AusmaR erreichen, das ein eigenes
Arbeitszimmer rechtfertigt (vgl. Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, Einkommensteuergesetz,
Kommentar, § 20 Tz 104/3).

Davon kann aber im Beschwerdefall aus vorangefiihrten Griinden keine Rede sein.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist die Notwendigkeit eines
Arbeitszimmers nach der Art der Tatigkeit des Steuerpflichtigen zu beurteilen (vgl. VWGH
2.9.2009, 2005/15/0049; VWGH 12.9.1996, 94/15/0073).

Dieses Abstellen auf die Notwendigkeit stellt eine Priifung der tatsachlichen
betrieblichen/beruflichen Veranlassung dar (vgl. VWGH 24.4.2002, 98/13/0193).
Aufwendungen oder Ausgaben, die in gleicher Weise mit der Einkunftserzielung wie mit der
Lebensfiihrung zusammenhéangen kénnen, bei denen die Abgabenbehdrde aber nicht in der
Lage ist zu priifen, ob die Aufwendungen oder Ausgaben durch die Einkunftserzielung oder
durch die Lebensfiihrung veranlasst worden sind, diirfen nicht schon deshalb als
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Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben beriicksichtigt werden, weil die im konkreten Fall
gegebene Veranlassung nicht feststellbar ist. Die Notwendigkeit bietet in derartigen Fallen das
verlassliche Indiz der beruflichen im Gegensatz zur privaten Veranlassung (vgl. VWGH
31.5.2011, 2008/15/0126).

Die Notwendigkeit und damit betriebliche/berufliche Veranlassung eines Arbeitszimmers ist
dann zu bejahen, wenn die Nutzung eines solchen nach dem Urteil gerecht und billig
denkender Menschen fiir eine bestimmte Erwerbstatigkeit unzweifelhaft sinnvoll ist (vgl.
Peyerl in Jakom, EStG, 13. Auflage, § 20 Rz 19; VwWGH 18.12.2013, 2013/13/0103).

In Gesamtbetrachtung der im Beschwerdefall vorliegenden Umstande kann - in Anlehnung an
die zitierte standige Rechtsprechung des VWGH - nicht davon ausgegangen werden, dass eine
Notwendigkeit flir die Anmietung und Nutzung einer beruflich verwendeten Wohnung
bestanden hat.

Die geltend gemachten Mietaufwendungen kénnen daher nicht als Werbungskosten
beriicksichtigt werden.

Somit war spruchgemal zu entscheiden.

Zu Spruchpunkt lll. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die fir den Beschwerdefall bedeutsame Rechtsfrage betreffend Aufwendungen fiir auRerhalb
des Wohnbereichs gelegene Arbeitszimmer sind in der zitierten Rechtsprechung des VwGH
ausreichend beantwortet. Bei der Frage der Notwendigkeit der beruflichen Veranlassung
handelt es sich im Wesentlichen um die Beantwortung von Tatfragen im Wege der
Beweiswirdigung. Die Voraussetzungen einer Revision iSd § 133 Abs. 4 B-VG liegen somit nicht
vor.

Wien, am 29. Oktober 2020

16 von 16



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	Zu Spruchpunkt I. (Aufhebung der Beschwerdevorentscheidung vom 11.03.2019)
	Sachverhalt
	Beweiswürdigung
	Rechtliche Beurteilung
	Zu Spruchpunkt III. (Revision)




